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Niederschrift 
I. Öffentlicher Teil 

Sitzung des Ausschusses für Soziales, Gesundheit und 
Rechte für Minderheiten  

Ort: Stadthaus, Erich Kästner Platz 1, 03046 Cottbus,  

 Ratssaal 

Datum 07.01.2026 

Beginn 17:02 Uhr 

Ende 20:08 Uhr 

  



Niederschrift öffentlicher Teil des Ausschusses für Soziales, Gesundheit und Rechte für Minderheiten vom 
07.01.2026 

2 

Stadtverwaltung Cottbus/Chóśebuz 08.01.2026 

Tagesordnung (Stand: 00.00.0000) 

 

I.            Öffentlicher Teil 
 

1. Eröffnung der Sitzung 

2. Feststellung der Ordnungsmäßigkeit der Ladung, der Anwesenheit und der 
Beschlussfähigkeit 

2.1. Herr Schöngarth macht sich den G.O.-Antrag von Herrn Schulz aus der letzten Sitzung 
zu eigen und lässt darüber erneut abstimmen 

3. Entscheidung über vorgebrachte Einwendungen gegen die Niederschrift über den 
öffentlichen Teil der letzten Sitzung 

4. Bestätigung der Tagesordnung der Sitzung 

5. Anfragen aus der Stadtverordnetenversammlung 

5.1. Nachfrage zur Anfrage AN-138/25 „Haus der Wohnhilfe – Hinschauen" 
Vorlage: AN-154/25 

5.2. Information zum Antrag AT 23/25 und weitere Bearbeitung 

6. Berichte und Informationen 

6.1. Anfragen an den Sozialausschuss 

6.1.1. Gewalt an Schulen 

6.2. Soziale Infrastruktur 

6.2.1. Forderung nach Gleichbehandlung aller Kindertagespflegepersonen 

6.2.2. Seelsorge- und Beratungszentrum für den Ev. Kirchenkreis Cottbus/Chósebuz in der 
Uferstr. 1 

6.3. Beiräte 

6.4. Beschwerdemanagement zu den Themen Soziales, Gesundheit und Rechte der 
Minderheiten 

7. Vorlagen der Verwaltung 

8. Anträge aus der Stadtverordnetenversammlung 

9. Sonstiges 

II.            Nicht öffentlicher Teil 
 

1. Entscheidung über vorgebrachte Einwendungen gegen die Niederschrift über den 
nicht öffentlichen Teil der letzten Sitzung 

2. Anfragen aus der Stadtverordnetenversammlung 

3. Berichte und Informationen 

4. Vorlagen der Verwaltung 
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5. Anträge aus der Stadtverordnetenversammlung 

6. Sonstiges 

7. Schließung der Sitzung 

 
 

Anwesenheitsliste 
 
Vorsitz 
Herr Andy Schöngarth,  
1. stellvertretender Vorsitz 
Frau Anja Heger,  
Mitglied der Stadtverordnetenversammlung 
Frau Katja Arnold, Frau Peggy Hähnel, Frau Johanna Krähe, Herr Gunnar Kurth, Herr Nadeem 
Manjouneh, Herr Michael Rabes, Herr Dr. med. Markus Rochow, Herr Lars Schieske  
Sachkundige/r Einwohner/in 
Herr Ronald Krüger, Frau Katja Ladusch, Herr Robert Liebig, Frau Ines Rauer, Frau Sybille 
Rudnik, Herr Ole Schmalfuß, Herr Dietmar Schulz, Herr Michael Tietz, Frau Angela 
Wisniewski, Frau Elke Wolff  
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Abarbeitung der Tagesordnung 

TOP 1  
Eröffnung der Sitzung 
 
Die Sitzung wurde um 17:02 Uhr eröffnet. 
 
TOP 2  
Feststellung der Ordnungsmäßigkeit der Ladung, der Anwesenheit und der 
Beschlussfähigkeit 
 
Die Ladung erfolgte ordnungsgemäß. Der Ausschuss ist beschlussfähig. Es sind ab 17:02 Uhr 
zehn- und ab 19:18 Uhr neun stimmberechtigte Mitglieder anwesend. 
 
TOP 2.1  
Herr Schöngarth macht sich den G.O.-Antrag von Herrn Schulz aus der letzten Sitzung zu 
eigen und lässt darüber erneut abstimmen 
 
Herr Schöngarth beantragt folgende Sitzordnung im Ausschuss: Stadtverordnete 1. Reihe, 
Sachkundige 2. Reihe. 
 
Mehrheitlich abgelehnt 
Ja 4  Nein 5  Enthaltung 1 
 
TOP 3  
Entscheidung über vorgebrachte Einwendungen gegen die Niederschrift über den 
öffentlichen Teil der letzten Sitzung 
 
Die Niederschrift wird in der vorliegenden Fassung unter Berücksichtigung des  
Alternativvorschlages zu TOP 6.1.1.: 

„Frau Duhra verliest das Antwortschreiben der Anlage 1 mit Verweis auf die 
Kostenaufstellung der Anlage 2. Frau Spring-Räumschüssel erinnert sich, dass immer 
sehr viele Mittel geplant wurden für Herde. Sie erfragt, ob es immer noch so ist, dass 
da laufend Herde ausgetauscht werden müssen. In der Nichtfinanzierung (Anm.: 
Haushalt) war immer ein Fahrstuhl für dieses Objekt. Was ist da der Stand? Herr 
Hantschke hat einen Antrag zur Geschäftsordnung. Er möchte darauf hinweisen, dass 
wir uns an die Geschäftsordnung halten und auf Anfragen nur die antragstellende 
Fraktion Nachfragen in der StVV bzw. im Fachausschuss stellen soll. Frau Heger (SPD 
Fraktion) hat keine Nachfragen.“ 

bestätigt. 
 
Mehrheitlich zugestimmt 
Ja 8  Nein 0  Enthaltung 2 
 
Ausschuss ohne Livestream  
Herr Kurth: Wenn es keiner von den Vortragenden ist, dann könnten wir verfahren wie im 
Jugendhilfeausschuss mit gleicher Thematik im vergangenen Jahr. Wir haben gesagt, wer 
nicht von der Kamera erfasst werden möchte, der möchte sich bitte hinter der Linie der 
ersten Stuhlreihe aufhalten. 
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Antrag zur Geschäftsordnung 
Herr Schöngarth beantragt eine Pause von zwei Minuten zur Klärung, ob der Ausschuss im 
Livestream gesendet werden kann. Abstimmungsergebnis: 
 
Einstimmig zugestimmt 
Ja 10  Nein 0  Enthaltung 0 
 
Der Ausschuss kann nicht im Livestream gesendet werden, da es Teilnehmende im 
Livestreambereich gibt, die dem nicht zugestimmt haben. 
 
TOP 4  
Bestätigung der Tagesordnung der Sitzung 
 
Die versendete Tagesordnung wurde mit Behandlung von TOP 6.4 vor TOP 5 bestätigt. 
 
Mehrheitlich zugestimmt 
Ja 5  Nein 3  Enthaltung 2 
 
TOP 5  
Anfragen aus der Stadtverordnetenversammlung 
 
TOP 5.1  
Nachfrage zur Anfrage AN-138/25 „Haus der Wohnhilfe – Hinschauen" 
Dokument: AN-154/25 , Anlage 1 
v.: Fachbereich Immobilien, amt. Fachbereichsleiterin Frau Marose 
 
Frau Marose verliest die Antwort der Anlage 1. Frau Dieckmann antwortet Herrn 
Schöngarth, dass Personen mit Beeinträchtigung/Rollstuhl in geeignetem Wohnraum 
untergebracht werden, den die Stadt nach Ordnungsbehördengesetz angemietet hat (nicht 
im Haus der Wohnhilfe). 
 
TOP 5.2  
Information zum Antrag AT 23/25 und weitere Bearbeitung 
v: Beauftragter für die Belange von Menschen mit Behinderung und für die Senioren, Dr. 
Normen Franzke 
 
Herr Dr. Franzke erläutert den Inhalt des Antrages. Die Aufhebung des Lokalen Teilhabeplans 
(StVV OB-005/17) und Erarbeitung eines neuen Aktionsplanes zur Inklusion wurde 2025 
beschlossen. Frau Heger erinnert sich, dass die SPD den Antrag im April 2025 gestellt hat und 
fragt, ob schon etwas passiert ist. Frau Obst informiert zum diesbezüglichen Beschluss des 
Behindertenbeirates und bietet Hilfe an. Herr Kurth: Der Antrag wurde seinerzeit 
beschlossen, es ist kein Prüfauftrag. Er fragt wie der Stand ist (insbesondere zu Punkt 2 des 
Beschlusses).  

(Anm.: Dokument: AT-23/25, Beschlussnummer AT-23-11/25; Status: Entscheidung 
behandelt am 28.05.2025 in der 11. Sitzung der StVV der Stadt Cottbus/Chósebuz; 
TOP 9.4 Aufhebung des lokalen Teilhabeplans (StVV OB-005/17) und Erarbeitung 
eines neuen Aktionsplans zur Inklusion, Inhalt des Antrages:  
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Beschlussvorschlag: „Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen: 1. 
Aufhebung des bestehenden Plans: Der Beschluss (StVV OB-005/17) des „Lokalen 
Teilhabeplans zur Umsetzung der Konvention der Vereinten Nationen über die 
Rechte von Menschen mit Behinderungen – Ein Cottbus für Alle“ vom 28.03.2018 
wird aufgehoben. 2. Erarbeitung eines neuen Aktionsplans: Die 
Stadtverordnetenversammlung bittet den Oberbürgermeister, einen neuen 
Aktionsplan zur Inklusion zu erstellen bzw. erstellen zu lassen, welcher ausschließlich 
freiwillige Aufgaben umfasst. Diese Aufgaben sollen durch ein Inklusionsgremium 
benannt und fraktionsübergreifend abgestimmt werden. 3. Fortschreibung des Plans: 
Der neue Aktionsplan wird jährlich fortgeschrieben, um Aktualität und Flexibilität zu 
gewährleisten. 4. Berichterstattung: Eine regelmäßige Berichterstattung zur 
Umsetzung des neuen Aktionsplans wird im Fachausschuss für Soziales, Gesundheit 
und Rechte der Minderheiten eingeführt.“ Frau Heger mit Erläuterungen zum Antrag. 
Der neue Aktionsplan, soll in gemeinsamer Zusammenarbeit mit dem Beirat für 
Menschen mit Behinderungen und mit dem zuständigen Beauftragten erarbeitet 
werden und vorwiegend freiwillige Maßnahmen enthalten. Der Antrag ist einstimmig 
angenommen.) 

Herr Dr. Franzke wird sich in den nächsten Tagen mit Frau Belle zur Umsetzung des Antrages 
verständigen. Der Beauftragte berichtet quartalsweise im Ausschuss zu den Schritten mit 
dem Ziel, im IV. Quartal einen Entwurf vorlegen zu können.   
 
TOP 6  
Berichte und Informationen 
 
TOP 6.1  
Anfragen an den Sozialausschuss 
 
TOP 6.1.1  
Gewalt an Schulen 
v.: Task Force Sicherheit an Schulen, Staatliches Schulamt Cottbus Frau Pottag, Frau Sarich 
und Frau Rehklau, Leiter Kriminalpolizei der Polizeiinspektion Cottbus/Spree-Neiße, Herr 
Marco Mette 
 
Bestandsaufnahme zu den Schulen: 
Frau Rehklau - Schulrätin für Grund- und Förderschulen der Stadt Cottbus:  
Europaschule Regine-Hildebrandt-Grundschule Cottbus  
- Mehrere Gewaltvorfälle an der Schule in letzter Zeit vordergründig verübt durch eine 

kleine Schülergruppe 
- wurden sachlich aufgeklärt und entsprechende Maßnahmen ergriffen 
- offener Elternbrief schilderte Vorfälle   
- dazu Klärung der Task Force nebst Schulamt Cottbus und Schulleitung  
- 17.12.2025 Elternkonferenz der Schule (mit Gästen)  
- geplant ist die Bildung von Arbeitsgruppen mit Eltern, Lehrkräften, Schulamt, auch 

Externen wie Stadtteilmanagement Sachsendorf, Soziokulturtelles Zentrum, 
Kreisschulbeirat, Task Force 

- bis 09.01.2026 Sammlung von Vorschlägen zur Arbeitsgruppenbildung (vier Gruppen 
waren vorgeschlagen), am 14.01.2026 Treff mit der Task Force  

- 19.01.26 nächstes Treffen der Task Force mit der Elternkonferenz  
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Frau Pottag – Schulrätin für die weiterführenden Schulen der Stadt Cottbus:  
Sachsendorfer Oberschule Cottbus  
- weiterhin Gewaltvorfälle unter Schülerinnen und Schüler (SuS) (vorrangig Bedro-

hungen, Körperverletzungen), Auslöser in der Regel vorherige verbale Beleidigung 
- Schule nutzt Erziehungs- und Ordnungsmaßnahmenverordnungen noch 

konsequenter und inzwischen deutlich stärkere Einbeziehung der Polizei, Schule 
erstattet Anzeigen von Amts wegen, Eltern werden angehalten, auch privatrechtlich 
Anzeige zu erstatten, Nulltoleranz gegenüber Gewalt  

-  Ausweitung der Sprachförderung  
- weitere Maßnahmen über das Startchancen-Programm geplant, darunter u.a. ein  

Coolness-Training, welches bereits in der Vergangenheit Erfolg gezeigt hatte, kann 
jetzt weiträumig finanziert werden 

- derzeit läuft Coaching für die Schulleitung, ist Hilfe um Prozesse an der Schule zu 
überprüfen und Nachsteuerungsbedarf zu ermitteln 

- Schule steht kurz vor der Fertigstellung eines Gewaltschutzkonzeptes  
- 16.01.2026: Beratung von Schulaufsicht mit Schulleitung zu weiterem Handeln 
Frau Sarich - Schulrätin für die berufliche Bildung:  
Oberstufenzentrum I (OSZ I) 
- Es gab einige Vorfälle bis 12/2025, die den Schulfrieden gestört haben. Schule hat 

großes Potenzial unter den Schülern mit solchen Vorfällen umzugehen und eigene 
Regeln bewusst aufzustellen. Alle Schüler sind ü16 (straffähig), die Hälfte sind 
männlich, ein Alter in dem man sich produzieren muss 

- Wenn die Fälle strafrechtlich relevant sind, wird es jedes Mal angezeigt 
- Polizei und ein Richter haben schon im Fach Recht Vorträge gehalten, die Schüler 

wurden zu Verhandlungen eingeladen (im Moment findet das Fach Recht nicht statt, 
aber in Lernfeldern und in der Fachoberschule werden rechtliche Fragen 
aufgegriffen) 

- Vorfallmeldung über den offiziellen Meldeweg an das MBJS (Beschreibung Vorfall 
und Maßnahmen) nach einem mehrstufigen System 

- Aufarbeitung der Vorfälle unter Einbeziehen von Polizei, Schulpsychologie, 
Sozialarbeit sowie (bei SuS unter 18) der Eltern; große Unterstützung durch Polizei 

- Kriseninterventionsteam an der Schule (Aktion während der Krise, aber auch 
präventiv, Schüler werden in krisenhaften Situationen aufgefangen) 

- Elternarbeit in der Grundbildung (Schüler ohne Abschluss oder ohne 
Berufsausbildungsverhältnis, die noch berufsschulpflichtig sind) und Grundbildung 
plus (Schüler ohne Abschluss und mit sprachlichen Problemen) ist abhängig vom 
Kontext (durch Sprachschwierigkeiten, aber auch sozial schwieriges Umfeld) 

- Anwendung von Erziehungs- und Ordnungsmaßnahmen, enge Zusammenarbeit 
zwischen Tutoren – Lehrerkonferenz - Eltern – Schulleitung bzw. Klassenleitungen – 
Lehrerkonferenz - Eltern – Schulleitung 

- Startchancen-Programm (viel Geld da / rechenschaftspflichtige Projekte) bietet 
zusätzliche Möglichkeiten präventiv zu agieren, unterstützt auch die sprachliche und 
mathematische sowie soziale Förderung 

- Einsatz von Schülerstreitschlichtern (Ausbildung über die Unfallkasse BB) 
- Teilnahme am Programm „Starke Lehrer – Starke Schüler“  
Frau Rehklau:  

Erörterung bestehender Präventionsprogramme, Interventionsprogramme 

- sicheres Handeln an der einzelnen Schule ist auf der Grundlage der  
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Hausordnung/Schulordnung geregelt 
- An den Schulen gibt es Gewaltschutzkonzepte (z.B. Kinderschutzkonzepte) 
-  Konzepte werden derzeit angepasst 
- Vielfältige Projekte gegen Gewalt waren wohl in Bezug auf die Regine-Hildebrandt-

Grundschule bisher offensichtlich nicht besonders zielführend 
- müssen komplexer denken, um Gewaltproblem angehen zu können, daher Idee der 

Arbeitsgruppenbildung unter Einbeziehung von Externen des Stadtteils  
- Interventionen durch Einsatz von Erziehungs- und Ordnungsmaßnahmen 

(Schulgesetz) , Ansprachen durch Polizei, Ausländerbehörde, Strafanzeigen, 
Einbeziehung des Jugendamtes 

- Regine-Hildebrandt-Grundschule: Nutzung der Mittel aus dem Startchancen-
Programm – Ersetzen der wegfallenden Schulsozialarbeiterstelle durch Säule III 
Sprachförderung  

- Erarbeitung weiterer an die jeweilige Schule angepasster Handlungsempfehlungen 
(Beratung) geplant 

- Handlungsempfehlungen auch vom MBJS,  
-  Es wird gemeinsam mit der Task Force nach Lösungen gesucht.  
Frau Belle zur Sicht der Stadt als Schulträger: Die Stadt hat Interesse und Verantwortung für 
die Sicherheit aller SuS. Vorfälle sind verstärkt seit Sommer des vergangenen Jahres 
aufgetaucht, aber auch davor. Erwartungen und Forderungen Richtung Land wurden 
aufgemacht. Der Schulträger ist für die Schulhülle (äußere Sicherheit) zuständig. Sind seit 
längerem mit dem Ministerium des Inneren und Kommunales (MIK) zu Umgang mit nicht 
integrationswilligen Familien/Kindern im Kontakt neben Gefährderansprachen (durch Polizei 
Ordnungsamt, Jugendamt). Fünfzehn Mitarbeitende Sonstiges Schulpersonal 
Brandenburgisches Schulgesetz sind einschließlich Sicherheitsdienst an der Schule tätig. Wir 
sind im Moment nicht überzeugt, dass noch mehr sonstiges Personal zielführend ist / wollen 
mehr auf Kommunikation, gemeinsames Arbeiten von Lehrern, Schulleitung und Eltern 
abstellen. Die ordentliche Beschulung aller Kinder in einem Klassenverband gelingt nicht 
immer. Es muss auch temporär Förderklassen als Sondermaßnahme geben, wo Sprachstand 
und Grundkompetenzen gesondert geschult werden, um nach einem bestimmten Zeitraum 
wieder in den Regelschulalltag zu übergeben. Wir als Schulträger stellen dazu Räume bereit. 
Man muss schauen, welche Programme welche Wirkung haben und gut einsetzbar sind an 
der Regine-Hildebrandt-Grundschule. Wir haben zwei Schulen im Kontext des Sozialraums 
Sachsendorf, den wir uns mit anschauen (klare Absprachen mit dem aktiven 
Stadtteilmanagement und mit Sozialeinrichtungen). Herr Schieske spricht von Verzweiflung 
der Eltern, ihre Kinder in eine nicht sichere Umgebung zu schicken wo sie im öffentlichen 
Raum Angst haben. Frage: Tätergruppen, was sind das für Gruppen? Frau Rehklau: Wir 
haben das heute noch mal eruiert und sind auf eine Schülergruppe von fünf Kindern der 
Jahrgangsstufe vier bis sechs gekommen, die Mehrheit mit Migrationshintergrund, ein Kind 
deutscher Nationalität. Diese Schüler tun sich als Gruppenführer hervor. Wir brauchen 
Projekte, Ordnungsmaßnahmen. Die höchste Ordnungsmaßnahme heißt Überweisung an 
eine andere Schule. Davor haben wir uns im Grundschulbereich bisher immer gescheut, weil 
wir kein Verschieben von Kindern möchten. Jetzt ist es an der Zeit, ein Zeichen zu setzen und 
an diese Ordnungsmaßnahme heran zu gehen. Herr Schieske: Man muss sich den 
Aufenthaltsstatus dieser Personen anschauen und dann auch das Innenministerium 
informieren. In eine andere Schule zu verschieben ist keine Lösung - Schüler werden sich 
seiner Meinung nach nicht ändern. Auch vor dem Brandbrief vor einem halben Jahr gab es 
dort Gewaltvorfälle, die mit Sozialarbeit und Sicherheitsdienst kurzfristig in den Griff 
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bekommen wurden. Wie stellen sie sich das jetzt vor? Wollen sie jetzt noch eine 
Arbeitsgruppe gründen mit noch mehr Akteuren? Zum Coolness-Training: Welche Träger 
machen das, was kostet es und wer finanziert das Ganze? Zum Gewaltschutzkonzept: Wer 
steht dort dahinter (welche Träger)? Haben die Maßnahmen vor einem halben Jahr zu 
Verbesserung der Gewaltlage an den Schulen geführt oder nicht? Wird das Startchancen-
Programm regelmäßig evaluiert (wenn ja in welchem Abstand und wer evaluiert)? Frau 
Rehklau: Sicherlich kann es so sein, dass das Verschieben der Kinder in andere Schulen keine 
Lösung ist. Wir haben aber diese Option. Die Ordnungsmaßnahmen sind so angelegt, sie 
sollen nicht nur eine Bestrafung darstellen, sondern auch eine Chance bieten. Wenn ich das 
Kind in eine neue Situation bringe, hat es die Möglichkeit, sich dort anders zu entwickeln. Ein 
Gewaltschutzkonzept wird durch die jeweilige Schule entwickelt. Über das Startchancen-
Programm unterstützen kobra.net, RAA, da gibt es schon einige Träger. Frau Pottag: Das 
Coolness-Training wird von „future generation“ in Cottbus angeboten. Das Projekt wurde vor 
zwei Jahren bereits durchgeführt, da hat es pro Klasse 800 EUR gekostet [nachträgliche 
Korrektur: 1500 Euro]. Die aktuellen Preise müssten bei der Schule erfragt werden. Es wurde 
gut angenommen, weil der Träger die Gruppen auch aus dem Freizeitbereich kannte. Es geht 
vor allem darum, die Jugendlichen (insbesondere Jahrgangsstufe sieben) in der Haltung zu 
stärken und um die Reaktion in Konfliktfällen. Das Coolness-Training wird im Vorfeld mit 
Schule und Klassenlehrkräften abgesprochen (Bedarfe in der Klasse) und im Nachgang mit 
der Schule zusammen mit diesem Träger ausgewertet. Frau Sarich: Das Programm 
Startchancen ist auf 10 Jahre angelegt mit kurzfristiger Auswertung durch das MBJS (was 
macht die Schule konkret mit dem Geld) und langfristiger Evaluation (was hat es der Schule 
gebracht). Grundbildung und Grundbildung Plus haben zur Weiterentwicklung der Sprache 
geführt. Die Entwicklung der sprachlichen , mathematischen und sozialen Kompetenzen ist 
dort Schwerpunkt. Starke Schüler- starke Lehrer ist z.B. von der Unfallkasse. Herr Rabes: 
Man geht da ein bisschen verwaltungstechnisch ran. Mehr Druck hilft auch nicht immer. Wie 
kann man den Umgang sicher machen? Hofft, dass die angesprochenen Programme wirklich 
einen Nutzen haben. Ihn interessieren temporäre Maßnahmen um Schüler herauszunehmen 
(wie von Frau Belle angesprochen). Hilft es am Ende dem Kind, wurde das schon 
angewendet? Frau Belle: Uns geht es darum, Kinder die sich nicht in den Schulalltag 
einfügen oder besondere Handlungsbedarfe (z.B. Sprache) haben, temporär in Förderklassen 
mit kleineren Gruppen herauszunehmen (keine gesonderte Förderschule), und dann wieder 
in den Regelalltag einzuführen. Unsere Forderung in Richtung Land/MBJS ist, diese 
temporären Klassen ein bis drei Jahre einzubauen. Wir sind mit dem Innenministerium im 
Austausch um einen Einzelfall: Eine Familie verlässt die Stadt in einen anderen Landkreis um 
ein Zeichen zu setzen. Da brauchen wir das Land. Frau Pottag: In Förderklassen können nur 
SuS beschult werden, die einen klaren Förderbedarf haben. Das sind in der Regel nicht die 
SuS um die es hier geht. Was Sie meinen, funktioniert nicht nach der Grundschulverordnung, 
sondern nach der Sekundarstufen I Regelung: Temporäre Lerngruppen als Möglichkeit SuS 
für bestimmte Stunden oder auch mal für einen Tag heraus zu nehmen. Das kann bis auf ein 
Halbjahr ausgeweitet werden laut Sek I Verordnung, wenn am Ende die Anschlussfähigkeit 
gegeben ist. Es kann zum Beispiel für Jugendliche genutzt werden, die Probleme im Lernen in 
ihrer Lerngruppe haben, die Konzentrationsschwierigkeiten haben oder die in der Klasse 
stark gestört haben. Sie werden außerhalb des Klassenverbandes bei einer anderen 
Lehrkraft separat beschult, so dass sie später in den Klassenverband zurück können. Das 
muss in der Sek I individuell abgestimmt sein und ist keine Lösung für die Grundschule. Frau 
Belle: Forderung von Seiten der Stadt ist zu schauen, ob man da neue Wege gehen kann im 
Schulgesetz, es länger und in kleinen Gruppen zu gestalten. Bestehende Möglichkeiten 
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haben bis jetzt nichts genutzt und sind auch wenig angewandt worden. Frau Sarich: Es 
scheint nur um Grundschulen zu gehen, aber die Schüler von der Sachsendorfer Oberschule 
sind jetzt am OSZ. Und für das OSZ gibt es z.B. die Lösung, dass man eigene Klassen für 
sprachauffällige Schüler hat. Alles steht und fällt mit den Lehrerstunden um irgendwo eine 
Klasse zu bilden. Die Lehrerstunden sind nicht da. Man müsste an das Ministerium heran 
gehen, aber das Ministerium hat kein eigenes Budget, es ist vom Finanzminister abhängig, 
der sich gerade einen schlanken Fuß gemacht hat, der das Konzept z.B. mit der einen 
zusätzlichen Stunde verantwortet hat, die uns überhaupt nichts bringt. Es gibt die 
Grundbildung Plus, weil Schüler, die von der 10. Klasse mit Sprachauffälligkeiten kommen oft 
keinen Abschluss haben. Sie sollen den Abschluss nachholen. Das Wichtigste ist die 
Förderung der Sprachkompetenz, nicht nur nebenher mit dem Startchancen-Programm. Es 
gab auch mal das gemeinsame Lernen, das die Integration der Schüler in die Klassen fördern 
sollte. Je länger sie in einer Klasse mit 30 SuS (davon z.B. 28 mit arabischer Sprache) 
verbringen (im Moment ist es sogar ein ganzes Jahr), ist das nicht gut. Besser ist die 
Überführung in eine normale Grundbildung wo auch deutsche Schüler sind. Herr Kurth 
möchte wissen, wie die Lage insgesamt in der Stadt ist. Welche Unterstützung wird seitens 
der Schule, des Schulamtes, des Schulträgers gegenüber den Kindern und Familien gewährt, 
die von auffälligen Schülern bedrängt werden? Personalsituation an Schulen: Vom Schulamt 
erwartet er, dass informiert wird wann, wie, an welchen Stellen es gegenüber dem MBJS 
bezüglich der Personalsituation an den Schulen auftritt. Wie und mit welchen 
Argumenten/Gegenargumenten wird auf der dienstlichen Ebene über die Situation 
gesprochen? Die stellvertretende Schulleitungsstelle an der Regine-Hildebrandt-Grundschule 
war neun Jahre nicht besetzt. Wie kann das funktionieren und wie ist die Situation 
insgesamt? Wir laufen unter Umständen jährlich in so eine Feuerwehrsituation. Was wurde 
festgestellt, welche Situationen, welche Prozesskonstellationen haben zur jetzigen Situation 
geführt und wo sollten wir bei den Ursachen ansetzen? Wo sollte sich im Kiez vernetzend 
zusammengeschlossen werden? Wo sollte gemeinsam mit dem Schulträger (der auch Träger 
der vorschulischen Einrichtungen ist) an welchen Stellen angesetzt werden, damit solche 
Entwicklungen für die Zukunft vermieden werden? Gibt es an jeder Schule ein 
Gewaltschutzkonzept, ist es vorhanden und in welchen Rhythmus wird es evaluiert? Frau 
Rehklau: Die stellvertretende Schulleiterstelle der Regine-Hildebrandt-Grundschule ist seit 
fünf Jahren personell nicht komplett besetzt. Es ist nun eine Bewerberin da. Frau Rehklau 
beginnt jetzt das Stellenbesetzungsverfahren. Ursache für die Situation: Verweis auf die 
Schule als Spiegelbild der Gesellschaft. Die Eltern, unsere Gesellschaft, die 
Zusammensetzung unserer Gesellschaft, der Ton haben sich verändert. Es hat sich vieles 
durch Corona verändert. Danach war deutlich, dass durch die ganze Gesellschaft Brüche 
gegangen sind. Schulträgerleistung bei der vorschulischen Bildung: Es gibt bei der 
Einschulung die Sprachstandsfeststellungen in Verantwortung des Jugendamtes. Diese wird 
in den Kitas durchgeführt mit sechs Jahren (zukünftig eher). Wenn man feststellt, dass ein 
Kind der deutschen Sprache nicht mächtig ist, muss dieses Kind laut Schulgesetz sprachlich 
gefördert werden. An dem Punkt sollten wir ansetzen bei unserer gemeinsamen 
Zusammenarbeit und schauen, ob wir nachsteuern können insbesondere bei in Deutschland 
geborenen Kindern mit Migrationshintergrund wie in der Regine-Hildebrandt-Grundschule, 
die in die Schule kommen und nicht die deutsche Sprache beherrschen. Frau Pottag zu 
Hilfen für die Opfer: Seit den Vorfällen in Sachsendorf arbeitet die Schulpsychologie ganz eng 
mit den Schulen zusammen. Sie plant zukünftig zu festen Terminen an den Schulen zu sein. 
Die Schulpsychologie steht allen SuS und auch den Lehrkräften zur Verfügung, hat auch 
schon für Aufarbeitung gesorgt. Es wird mehr bekannt, was vorher nicht geäußert wurde. 
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Großer Dank an die Schulsozialarbeit, die immer da ist auf den Schulhöfen in den Pausen 
aber auch in den Unterrichtsstunden /machen den Lehrkräften klar, wo die Problematik ist. 
Personalsituation an Schulen: Die Schulaufsicht hat regelmäßig Dienstberatungen im MBJS. 
Aktuelle Situation an Schulen und aktuelle personelle Lage sind immer ein Punkt. Das wird 
auch gehört. Personal- und Einstellungsteam sowie die Schulamtsleitung hatten zuletzt fast 
wöchentlichen Austausch zur Personallage (wie Lehrkräfte an die Schulen bekommen). 
Daraus resultierte u.a. wahrscheinlich die eine Stunde mehr um auszuhelfen, denn der 
Arbeitsmarkt ist leer. Immer mehr Lehrkräfte gehen in den Ruhestand. Das Ministerium ist 
bereit, wenn wir die Leute haben auch mit den Stunden hoch zu gehen (die Schmellwitzer 
Oberschule in sozial ungünstiger Lage hat gerade zwei Lehrkräfte mehr als ihr eigentlich zur 
Verfügung stehen, weil sie dort ganz dringend benötigt werden). Wir sind offen, prüfen alle 
Maßnahmen, haben aber nicht ausreichend Leute, um Schulen gut versorgen zu können. 
Herr Schöngarth: Die Hausordnung aus 2021 müsste an der Regine-Hildebrandt-Grundschule 
angepasst- und evaluiert werden. Der Sicherheitsdienst ist ja eigentlich nur ein Objektschutz. 
Sie hatten von fünf Kindern der 4.-6. Klasse gesprochen. Wir hatten im Sommer eine 
Sondersitzung gehabt und sogar von Erst- und Drittklässlern gehört. Vielleicht kann noch 
jemand was dazu sagen. Frau Rehklau: Ja, es gibt auch auffällige Kinder in den unteren 
Jahrgangsstufen. Wir wollten erstmal Kinder zusammenfassen, die ganz intensiv auffällig 
sind. Herr Schöngarth: Wie wird da unterschieden? Fr. Rehklau: Die genannte Schülergruppe 
hat viele Erziehungsmaßnahmen genossen aber auch viele Ordnungsmaßnahmen. Wir 
stellen fest, dass wir bei denen eigentlich so gut wie gar nicht weiterkommen. Bei jetzt nicht 
benannten Kindern (in unteren Jahrgangsstufen) können wir noch mit Erziehungs- und 
Ordnungsmaßnahmen weiterarbeiten. Gewaltschutzkonzepte: Alle Schulen haben ein 
Gewaltschutzkonzept. Das nennt sich nicht Gewaltschutzkonzept, sondern ist häufig in 
kleinen Einzelkonzepten aufgesplittet. Ab 1.01.2025 war es laut Brandenburger 
Schulkonzept Pflicht, dass alle Schulen ein Gewaltschutzkonzept vorhalten. Es bündelt 
benannte Konzepte. Schulen konnten schon starten. Einige Schulen haben das noch nicht 
gemacht, weil sie auf Musterkonzepte/ Materialien von kobra.net warten sollten (Anregung 
vom MBJS). Viele Schulen befinden sich deshalb gerade aktuell in der Überarbeitung. Die 
Sachsendorfer Oberschule hat schon vorher gesagt, wir brauchen hier was anderes, wir 
wollen alles zusammenfassen (hatten aber am Anfang einen ungünstigen Partner), sind dann 
auf die RAA umgestiegen, die maßgeschneidert unterstützt. Die Schule legt selbst fest in 
welchem Intervall (ist nicht vorgeschrieben) das Konzept evaluiert wird. Wenn 
Gewaltvorfälle weiter anhalten, muss evaluiert werden, weil dann etwas in dem Konzept 
noch nicht passt für diese Schule. Die Schulaufsicht schaut sich die Konzepte im Rahmen 
ihrer beratenden Tätigkeit an. Herr Schieske: Wir hatten in der letzten StVV einen Antrag mit 
den Forderungen der Eltern aus dem Brandbrief gestellt. Gleichzeitig wollten wir, dass der 
OB sich in der jetzigen Sitzung des Bildungsausschusses auf der Landesebene am 15.01. 
genau zu diesem Thema bekennt und dort bei wiederholter Gewalt durch einen Schüler ganz 
klar Maßnahmen mit nachvollziehbaren Abläufen fordert. Wir wollten ein abgestimmtes 
Vorgehen aller Schulen sowie eine vereinfachte Dokumentation und Meldepflicht dieser 
Vorfälle. Wir sahen dort Dringlichkeit. Jetzt soll es eine aktuelle Stunde geben. Was erwarten 
sie von dieser aktuellen Stunde? Die AfD-Landtagsfraktion hatte vor ein bis zwei Jahren eine 
Migrantenquote ins Spiel gebracht, die der OB jetzt ebenfalls aufgegriffen hat. Was halten 
sie von so einer Migrantenquote von ca. 10% an Schulen? Frau Rehklau und Frau Sarich 
sagen, dass jede Straftat und jede Gewalttat zur Anzeige gebracht wird und dass sie die 
Eltern animieren, Strafanzeige zu stellen. Frau Rehklau: Wir sagen, sie haben die Möglichkeit 
eine Strafanzeige zu stellen. Herr Schieske: Wieviel Strafanzeigen wurden durch die 
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Schulleitung an der Regine-Hildebrandt-Grundschule und am OSZ gestellt? Der 
Staatssekretär hatte behauptet, es wären nur acht Strafanzeigen. Die Schulleitung ist ja auch 
verpflichtet, Strafanzeigen zu stellen. Ein Mädchen aus Palästina am OSZ hat sich selbst 
Deutsch beigebracht. Es ist ein Problem der persönlichen Einstellung. Wenn ich mich hier 
integrieren will, dann lerne ich die Sprache und interessiere mich für die Kultur. Integration 
ist eine Bringschuld. Frage: Gibt es Versetzungsanträge von Lehrern, die von der Regine-
Hildebrandt-Grundschule weg wollen und wieviel Schüler haben einen Schulwechsel 
beantragt? Frau Rehklau kann zur aktuellen Stunde nichts sagen (Fr. Belle: Einladung ist an 
Herrn Mader gegangen). Zur Migrationsquote gibt es Aussagen des Bildungsministers - die 
Anfrage hatte der OB ja bereits gestellt. Bei z.B. 10% würde sich mir die Frage stellen, was 
machen wir mit den Kindern? Wenn sie in der Stadt leben, müssen sie laut Schulgesetz hier 
beschult werden. Umsetzungsanträge liegen zurzeit keine für Lehrkräfte von der Regine-
Hildebrandt-Grundschule vor. Es gab dazu eine Anfrage vom MBJS: Wieviel Kinder haben die 
Schule 2024/2025 und 2025/2026 verlassen? 2024/2025 war es ein Kind, 2025/2026 um die 
sechs (weniger als zehn) Kinder. Gründe: Kinder sind innerhalb der Stadt umgezogen und 
wollten an die wohnortnahe Schule gehen, zwei oder drei Kinder wurden vorher wegen 
fehlender Kapazitäten nicht an der sportbetonten Grundschule aufgenommen und haben 
später die Möglichkeit genutzt. Das Thema Gewalt war nie der Grund. Strafanzeigen: Nein 
nicht direkt. Gewaltvorfälle werden mit dem digitalen Programm „Zensus“ der Schulen 
registriert. Sobald es Gewaltvorfälle gibt in Meldegrad 1 und Meldegrad 2 (Waffe, Amok 
angedroht…), werden diese durch die Schule eingegeben. Das Schulamt sieht sie dann sofort, 
reagiert, berät und unterstützt. Meldegrad 2 wird sofort an das MBJS gemeldet. Alle anderen 
gravierenden Gewaltvorfälle tragen die Schulen auch dort ein, das Schulamt nimmt sie dann 
zur Kenntnis und berät. Auch zu Strafanzeigen musste Frau Rehklau die Zahl zuarbeiten 
(acht wird dann wohl stimmen). Starfanzeigen werden also registriert. Für die Sachsendorfer 
Oberschule hat Frau Pottag keinen Überblick zur Zahl der Strafanzeigen. Frau Sarich: Wir 
haben die Einbeziehung der Polizei gehabt. Die Schulen erfassen im Meldeformular. 
Vielleicht hat Herr Mette da konkrete Zahlen. Es wird uns nur bekannt, wenn die Schulleiter 
in den Gesprächen mit der Schulaufsicht darauf eingehen oder es in dieses Meldeformular 
eintragen ist. Für Strafrechtliches ist die Schulaufsicht nicht zuständig. Für das OSZ waren es 
zwei Strafanzeigen. In den Schulbilanzierungsgesprächen wird evaluiert, wie die Prozesse an 
der Schule laufen. In der Schule des Zweiten Bildungsweges gab es gar keinen Fall (die Schule 
des Zweiten Bildungsweges würde sich sehr freuen über eine Unterstützung durch einen 
Schulsozialarbeiter). Herr Mette: Die Zahlen betreffen laufende Ermittlungsverfahren. Was 
angezeigt wurde muss zum Schluss noch keine Straftat sein. Wir haben eine 
Ermittlungsgruppe gebildet im Rahmen der Task Force. Das Thema geht wohltuend in eine 
Richtung, die nicht die Polizei betrifft, weil sie das Problem nicht lösen wird. Wenn eine 
polizeiliche Lage an Schulen entsteht ist das ein Symptom, die Polizei ist da kein 
Problemlöser, insbesondere nicht bei strafunmündigen Kindern bis 14 Jahre. Diese Sachen 
gehen zur Staatsanwaltschaft und werden dort wegen fehlender Mündigkeit eingestellt. Die 
Infos gehen wieder zurück in den sozialen Raum. Dort müssen Maßnahmen ergriffen 
werden. Für Gefährderansprachen sind wir als Revierpolizei in den Elternhäusern (manchmal 
sogar am gleichen Abend), das ist eine sehr wirksame Maßnahme. Sie nehmen bei Bedarf 
Dolmetscher mit und erklären, dass die Situation so nicht geduldet werden kann, geben 
Folgen auf. Wir geben auch die Information im Rahmen der Gefahrenabwehr nach dem 
Jugendgerichtsgesetz an das Jugendamt und analog an die Ausländerbehörde bei 
Tatverdächtigen mit Migrationshintergrund /Aufenthaltsstatus. Herr Mette ist sehr zufrieden 
mit der Zusammenarbeit. Das Problem hat sich voriges Jahr im Juni beginnend mit dem 
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Sportfest der Sachsendorfer Oberschule zugespitzt. Es ist in erster Linie ein pädagogisches 
Problem (Polizei flankiert). Die Stadt hat die Initiative ergriffen, wir sind eng zusammen 
gerückt, informieren uns. Mehrfachtäter sind zurück gegangen. Wenn wir in die Familien 
gehen, stellen wir oftmals in der Folge fest, dass der Schüler/die Schülerin (egal ob Kind oder 
Jugendlicher) tatsächlich bisher nicht wieder straffällig in Erscheinung getreten ist. Vor der 
Gesamtzahl von 20 Schulen reden wir momentan von 179 Strafverfahren (Anm.: laufende 
Verfahren inklusive Abgabe an die Staatsanwaltschaft und dortige Weiterbearbeitung /sind 
also juristisch nicht abgeschlossen) seit Beginn des vorigen Jahres bis jetzt, die diese 
Ermittlungsgruppe bearbeitet. Wir haben eine Überrepräsentation von Tatverdächtigen mit 
Migrationshintergrund. Der Anteil von Gewalt von deutschen Schülern liegt bei einem 
Drittel. Die Staatsanwaltschaft hat einen Sonderdezernenten eingesetzt. Maßnahmen gegen 
Mehrfachtäter (über 14 Jahre) sollen schneller als üblich erfolgen. Sie wollen zeitnah in 
Maßnahmen kommen, darunter viele Präventionsmaßnahmen.  
Herr Schöngarth: Frau Rehklau hat gesagt, dass nicht bekannt ist, dass Schüler oder Lehrer 
einen Versetzungsantrag gestellt haben. Das bitte noch mal evaluieren (weiß, dass es in der 
Regine-Hildebrandt-Grundschule mindestens eine Person gibt, die als Lehrer woanders hin 
will). Herr Schieske: Die Polizeistatistik ist eine Eingangsstatistik? Herr Mette: Eine 
Ausgangsstatistik (Tat ist im Aufklärungsjahr in der Statistik). Herr Schieske: Können sie 
sagen wieviel Strafanzeigen gestellt wurden? Herr Mette: Die Ermittlungsgruppe mit dem 
Schwerpunkt Gewalt durch Kinder und Jugendliche bearbeitet 179 Fälle. Frau Arnold (findet 
es schade, dass das heute Gesprochene nicht der Öffentlichkeit zur Verfügung steht): Es ist 
erstaunlich was wir uns als Gesellschaft alles bieten lassen. Irre, dass fünf Kinder in der 
Altersgruppe 10/11 so viele Menschen, so viele Gremien, Arbeitsgruppen in Bewegung 
bringen. Begreift nicht, dass wir keine Werkzeuge finden um an die Wurzel zu gehen. Kann 
die Worte Programme, Maßnahmen, Evaluation nicht mehr hören. Das ist 
Beschwichtigungsprogramm für die Eltern. Frau Arnold behandelt Leute, denen in der 
Kindheit etwas angetan worden ist, die Opfer von Gewalt und Sonstigem wurden. Die haben 
einen Schaden ihr Leben lang. Wir reden über Kinderrechte im Grundgesetz. Wir müssen die 
Kinder schützen. Wo machen wir das? Wir lassen uns wie ein zahnloser Tiger von Kindern auf 
der Nase herumtanzen. Wo ist der gesellschaftliche Aufschrei? Wie lange sollen wir das hier 
alles noch erdulden? Frau Sarich sieht an den beruflichen Schulen die Lage immer noch nicht 
so dramatisch. Was konkret erwarten sie von einer Behörde? Sie können weder ein Kind 
erziehen noch einen Lehrer erschaffen (wäre dringend nötig die Klassen zu teilen). Frau 
Arnold ist froh, Disziplin, Respekt, gutes Miteinander in einer DDR-Schule gelernt zu haben. 
Vielleicht mehr Lehrer an den Tisch holen, die damals auch in großen Klassen unterrichtet 
haben. Frau Sarich: Heute ist das soziale Umfeld ein anderes. Das sieht man schon daran, 
wie gut es ist, wenn man kleine Klassen bilden- oder z.B. einen zweiten Lehrer in der Klasse 
haben kann. Frau Arnold würde da gerne auch mal Kontakt aufnehmen: Wir sind sehr viele 
mit guten Ideen. Sie würde sich freuen, wenn die Ideen gehört und aufgegriffen werden 
(muss nicht in dem Rahmen hier stattfinden). Netzwerken und Gedanken einbringen und 
daraus wirklich funktionierende Maßnahmen einbringen, das kann nur das erklärte Ziel sein. 
Frau Wisniewski: Ist es tatsächlich so, dass es nur Vorfälle aus der Gruppe von Kindern mit 
Migrationshintergrund sind? Ist die Stelle des Sozialarbeiters an der Regine-Hildebrandt-
Grundschule weggefallen - die Themen sind schon länger bekannt - wie geht das überein? 
Frau Belle: Wir haben 31 Schulsozialarbeitende und null Stellen gestrichen. Herr Mette: Ein 
Drittel aller Delikte mit Schulhintergrund sind deutsche Jugendliche. Die 179 Fälle haben 
einen mittelbaren Zusammenhang mit Schulen (knapp über die Hälfte in der Schule, weitere 
in Schulumfeld, Freizeitbereich…,). Herr Manjouneh: Schade, dass wir heute keine 
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Öffentlichkeit haben. Hatten 2018 das Programm Kulturvermittlung an Schule wo 10 
Kulturvermittler in unterschiedlichen Sprachen mit Eltern, Schulsozialarbeitern und Lehrern 
zusammengearbeitet haben. Solche Projekte fallen aus (Nachhaltigkeit) und dann muss man 
das Rad wieder erfinden. Verweist auf schulersetzende Maßnahmen in Cottbus (z.B. 
Lernwerkstätten - Kinder zu 99% mit deutschem Hintergrund, Schulverweigerer…) wo die 
Kinder auch 1-2 Jahre andere Schulformen besuchen können. Zu Schulersatzmaßnahmen 
kann man auch bedenken, dass nicht nur innerhalb der Schule separate Klassen gefunden 
werden (vielleicht eher für die oberen Klassen). Herr Rabes: Die fünf Kinder, was passiert 
denn mit denen jetzt? Wir haben ja keine Handlungsmöglichkeiten. Der Sprachstand soll 
besser geprüft werden wurde gesagt. Was sind denn da die Konsequenzen/Möglichkeiten? 
Frau Rehklau: Wenn bei der verpflichtenden Sprachstandsfeststellung (außer Zugezogene) 
Sprachauffälligkeiten/Förderbedarf festgestellt werden, wird gefördert. Auch wenn das Kind 
der deutschen Sprache nicht mächtig ist, soll in den Kitas gefördert werden, damit das Kind 
beim Schulstart optimal lernen kann. Es wird im Schreiben angekreuzt Sprachauffällig 
ja/nein. Der Nachweis muss in der Schule vorgelegt werden. Es besteht die Pflicht zur 
Förderung. Da müssten wir mal schauen: Was wird angeboten, wie wird gefördert, wie wird 
das umgesetzt? Das betrifft die Kitas. Die fünf Kinder betreffend sind wir gerade in der 
Gruppenbildung zum Austausch, wie wir damit umgehen können. Wenn diese weiter 
auffällig sind bedeutet das Ordnungsmaßnamen: Überweisung in eine andere Schule. Dazu 
braucht es einen Beschluss der Konferenz der Lehrkräfte über einen Antrag (Maßnahme 
setzt dann das Schulamt um). Frau Belle: Wir haben eine Forderung in Richtung Land. Das 
MBJS ist auch mitverantwortlich für Kitas. Vielleicht können wir das über Sie oder unseren 
Jugendamtsstrang dort hingeben. Frau Wolff (war auch in der DDR Lehrerin) will sich dem 
Gesagten von Frau Arnold anschließen. Wir reden hier ganz viel im Konjunktiv, aber klare 
Aussagen wie was passiert fehlen. Was ist denn mit unseren Kindern? Da wird gar nicht 
mehr drüber gesprochen. Frau Arnold sprach auch darüber, dass es in der DDR klare 
Maßnahmen gab, wenn was passiert ist. Wir müssen hier in die Gänge kommen sonst 
überrollt uns das alles. Frau Wisniewski zur Sprachstandsfeststellung: Es werden alle Kinder 
im letzten Jahr durch eine ausgebildete Pädagogin mit Zusatzausbildung getestet. Alle Eltern 
bekommen einen Brief mit, ob eine Förderung notwendig ist (diesen Brief nehmen sie mit 
zur Schuleingangsuntersuchung). Es gibt einen fest vorgeschriebenen Plan, wie dann die 
entsprechende Förderung stattfindet. Zum Teil auch getrennt für Kinder mit 
Migrationshintergrund (Sprachverständnis/Sprache erlernen) und Kinder deutscher 
Herkunft, die Schwierigkeiten in der Sprache haben. Das ist klar geregelt und wird auch in 
den Kitas so durchgeführt. Herr Krüger möchte kritisieren, dass es keinen Livestream gibt. 
Zum DDR Bildungssystem: Es ist eindeutig zu sehen, dass aus dem Bildungssystem der DDR 
Persönlichkeiten hervorgegangen sind. Thema Gewalt an den Schulen: Wir hatten im vorigen 
Jahr eine Diskussionsrunde dazu. Da gab es auch Vorschläge wie mit Mehrfachtätern 
verfahren werden sollte. Er hofft, dass da Vorschläge kommen und dass auch Druck gemacht 
wird gegenüber den oberen Etagen, auf diese unhaltbare Situation hinzuweisen. Er erwartet 
nicht, dass das von selbst anders wird. Zur Prozentregelung: Ruft auf, den ungehinderten 
Einstrom von Migranten in dieses Land bremsen - das geht jetzt über 10 Jahre und wird 
seiner Meinung nach unsere Gesellschaft kaputt machen. Die Konflikte in den Ländern der 
Geflüchteten seien in der Regel befriedet. Es gibt auch die Möglichkeit, wieder in die Länder 
zurück zu gehen, um dort aufzubauen. Frage: Wer erstellt die Schulordnung? Man könnte 
den Versuch starten hier mit dem Hausrecht zu arbeiten - bei Verstoß gegen die 
Schulordnung also Hausverbot erteilen. Es gibt eine Schulpflicht. Eltern wurden in der 
Coronazeit mit Gelstrafen belegt, wenn sich die Kinder geweigert haben die Masken zu 
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tragen. Das wäre ein Instrument um über die Eltern auf die Kinder einzuwirken. Wie werden 
denn die Eltern der Straftäter durch die entsprechenden Schulen bzw. Vorgesetztenstellen 
mit einbezogen? Frau Sarich: Es gibt eine Hausordnung für jede Schule. Der Schulleiter 
nimmt stellvertretend für den Träger das Hausrecht wahr. Aber man kann einen Schüler 
nicht dauerhaft aus der Schule ausschließen, es sei denn man setzt ihn um. Bis die Kinder das 
18. Lebensjahr vollendet haben (bis Ende des jeweiligen Schuljahres) kann man sie nicht aus 
der Schule heraus nehmen. Das gibt das Gesetz nicht her. Ordnungsgelder gibt es nur für 
Schulbummelei. Herr Schmalfuß verweist auf die Einladung zur aktuellen Stunde. Er hat das 
Gefühl, dass bei einigen die Aufklärung fehlt, was rechtlich möglich ist und was als ein hohes 
Gut auch für diese Kinder greifen muss. Es wäre gut in der aktuellen Stunde kurz zu erklären, 
wie das alles zusammenhängt. Herr Gransalke: Als Vertreter des Ordnungsdezernates 
(Eingriffsverwaltung) nimmt er eine ähnliche Rolle wie die Polizei ein, führen gemeinsame 
Kontrollen durch und sind präsent an den Schulen. Das ist kein Sprint, sondern eine 
dauerhafte Aufgabe, die Zeit benötigt damit die Maßnahmen auch wirken.  
 
TOP 6.2  
Soziale Infrastruktur 
 
TOP 6.2.1  
Forderung nach Gleichbehandlung aller Kindertagespflegepersonen 
Dokument: Anlage 2 
v.: Katrin Konzack, Nancy Götze, Ronny Kretschmer im Namen mehrerer 
Kindertagespflegepersonen aus Cottbus/Chósebuz 
 
Katrin Konzack, Nancy Götze, Ronny Kretschmer tragen für eine Interessengemeinschaft von 
30 Kindertagespflegepersonen (auch ehemaligen) vor. Es geht um eine faire Entlohnung aller 
Kindertagespflegepersonen unabhängig davon, ob sie sich an der Klage beteiligt haben in 
deren Ergebnis Nachzahlungen für 2016 bis 2019 erfolgten. Durch Ablauf der Frist von drei 
Jahren steht der Rechtsweg nicht mehr offen. Die Verwaltung hat mitgeteilt, dass sie 
rechtlich gebunden ist, das wird akzeptiert. Eine Klage wegen Gleichstellung ist ein großer 
Kostenfaktor und langwierig und deshalb nicht der Weg. Nun hilft nur noch die Politik um 
einen fairen Ausgleich zu schaffen z.B. eine pauschale Ausgleichszahlung oder eine 
Freiwilligkeitsregelung. Es sollte entsprechend dem Grundsatz der Gleichbehandlung so 
gezahlt werden, wie für die Kindertagespflegepersonen die geklagt haben. Die gerichtliche 
Entscheidung, die die Aufwandsentschädigung als nicht leistungsgerecht eingestuft hat, 
muss für alle Kindertagespflegepersonen gelten (Positionen siehe Anlage 2). Es sind jetzt nur 
noch 20 Kindertagespflegepersonen tätig von denen, die nicht geklagt haben. Bei der 
Normenkontrollklage wurden 40-45.000 EUR je Person gezahlt. 
Frau Belle trägt die Stellung der Stadt im Verwaltungshandeln vor: 2015 gab es durch 19 
Kindertagespflegepersonen 59 Einzelklagen für unterschiedliche Zeiträume gegen die damals 
geltende Richtlinie der Stadt zur Aufwandsentschädigung für Kindertagespflegepersonen. 
Von diesen Einzelklagen wurden drei gerichtlich beschieden (sind aber nicht für 
allgemeingültig erklärt worden) und wir haben dann für die Restlichen, die geklagt haben, 
einen rechtlichen Vergleich genau in der Höhe organisiert und umgesetzt. Dort waren wir im 
rechtlichen Rahmen von Widerspruch und Klage.  Wir hatten zu dem Zeitpunkt 60 
Kindertagespflegepersonen, derzeit haben wir noch 25 bis 30. Wir zahlen jetzt 1,6 Mio. EUR 
aus. 19 (ca. 30%) haben geklagt, 40 bleiben noch übrig. Da kann man sich ausrechnen, 
welcher Betrag da noch bleibt. Das Urteil war vom April 2025 und zum Dezember 2025 
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wurde die Richtlinie angepasst. Das genaue Ausrechnen des Betrages würde einen hohen 
Verwaltungsaufwand im Vorfeld bedeuten. Das Thema Normenkontrollklage ist Frau Belle 
nicht bekannt, das muss sie nachreichen. Herr Schieske berichtet von einer Klage von 
Beamten der Feuerwehr 2010. Dort hatte die Hälfte geklagt. Auch die nicht klagende Hälfte 
hatte 2020 die volle Entschädigung erhalten, um den sozialen Frieden innerhalb der 
Feuerwehr zu wahren. Vielleicht sollte man prüfen, auf welcher Grundlage da gezahlt wurde, 
weil es hier ähnlich ist. Herr Schöngarth denkt, dass kein Unterschied gemacht werden kann 
zwischen Klagenden und Nichtklagenden. Herr Kurth: Zwei Drittel sind etwa um die drei Mio. 
EUR. Die Fraktionen sollten für sich entscheiden können, ob sie den Weg gehen wollen und 
wo das Geld dann herkommt. Das Thema sollten deshalb alle mit in die Fraktionen nehmen 
und dort diskutieren, um sich im nächsten Ausschuss dazu auszutauschen.  Das Thema 
kommt im nächsten Sozialausschuss auf die Tagesordnung. Nachfragen konnten 
beantwortet werden.  
 
TOP 6.2.2  
Seelsorge- und Beratungszentrum für den Ev. Kirchenkreis Cottbus/Chósebuz in der 
Uferstr. 1 
Dokument: Anlagen 4 und 5  
v.: Ev. Kirchenkreis Cottbus/Chósebuz, Seelsorge- und Beratungszentrum, Leiter Pfarrer 
Tobias P. Jachmann 
 
Der Evangelische Kirchenkreis hat mit dem Seelsorge- und Beratungszentrum eine 
Anlaufstelle für Menschen in verschiedenen Krisenlagen geschaffen (Präsentation und Flyer 
siehe Anlagen 4 und 5). Es ist ein niederschwelliges Angebot (Beratungsstelle der offenen 
Tür) für alle Menschen aus Cottbus und dem Landkreis Spree-Neiße, das bereits seit einem 
Jahr in der Wilhelmsmühle in der Uferstraße 1 besteht. Menschen finden hier unkompliziert 
einen geschützten Raum. Man kann zu den Sprechzeiten einfach vorbei kommen, um ein 
Krisengespräch sofort oder zeitnah zu führen (Erreichbarkeit: Montag von 9 bis 12 und von 
15 bis 18 Uhr und Donnerstag von 15 bis 19 Uhr) oder in der Beratungsstelle anrufen. 
Terminvereinbarungen und Hausbesuche sind ebenfalls möglich. Es wird geschaut, wer zu 
dem Fall am besten passt. Die Beratungsstelle ist mit einem multiprofessionellen Team 
(psychologische Berater, besonders geschulte Seelsorgerinnen, geistliche Begleiterinnen und 
Supervisoren) gut aufgestellt. Es kommen Leute, die keinen Therapieplatz finden. Hier gibt es 
allerdings keine Therapie, sondern psychologische Beratung und auf Wunsch seelsorgliche 
Begleitung. Das kostenlose Angebot soll verstetigt werden. Kooperiert wird in 
Raumfragen mit dem Zentrum für Dialog und Wandel in der Uferstraße 1, 
Gruppensupervisionen finden dort statt. Es läuft zurzeit ein Kurs für die 
Ausbildung ehrenamtlicher Seelsorger für die Krankenhäuser der Region. Nachfragen 
konnten beantwortet werden. 
 
TOP 6.3  
Beiräte 
Es lagen keine Informationen vor.  
 
TOP 6.4  
Beschwerdemanagement zu den Themen Soziales, Gesundheit und Rechte der 
Minderheiten 
v.: Leiter Büro OB, Herr Kettlitz 
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Herr Kettlitz informiert, dass seit September 2025 insgesamt 15 neue Beschwerden 
eingegangen sind, davon eine Beschwerde aus dem sozialen Bereich, das Jobcenter 
betreffend. Übrige Beschwerden beinhalten mehrheitlich Parken / Strafzettel oder waren  
Beschwerden, die nicht in der Zuständigkeit der Stadt lagen. Klagen laufen vor Gericht ohne 
Information an die Beschwerdestelle. Die Stelle für das Beschwerdemanagement ist extern 
ausgeschrieben. Das Sekretariat im Büro OB bearbeitet das Beschwerdemanagement bis zur 
Stellenbesetzung in Zusammenarbeit mit den Fachbereichen. Nachfragen konnten 
beantwortet werden.  
 
TOP 7  
Vorlagen der Verwaltung 
Es lagen keine Vorlagen vor.  
 
TOP 8  
Anträge aus der Stadtverordnetenversammlung 
 
TOP 9  
Sonstiges 
 
Umsetzung der Zusammenführung des Teams Eingliederungshilfe Kinder und Jugendliche 
im Jugendamt 
Frau Dieckmann informiert zu dem Stand der Umsetzung der zentralen Anlaufstelle im 
Jugendamt für Eltern und Kinder mit Leistungsansprüchen gemäß SGB VIII und SGB IX unter 
dem Dach des Jugendamtes. Dort sind nun eine Teamleitung und 11 Mitarbeiter (Sozial- und 
Sachbearbeitende) mit großem Engagement gemeinsam tätig. Der Fachbereich Soziales 
unterstützt beratend im Rechtskreis des SGB IX. Seit 1,5 Jahren begleitet kobra.net (Anm.: 
Kooperation in Brandenburg gGmbH) den Prozess. Die Steuerungsgruppe (FBL Soziales, FBL 
Jugendamt, kobra.net) begleitet die weitere Projektumsetzung. Frau Dieckmann wird in 
einem halben Jahr vor der Sommerpause erneut im Ausschuss berichten.  

Cottbus/Chóśebuz, 22.01.2026 

gez. 
Vorsitzende/r des Ausschusses für Soziales, Gesundheit und Rechte für Minderheiten 
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